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An den Oberburgermeister der Stadt Nürnberg 
Stadtratsfraktion Nürnberg 

Dr. Ulrich Maly
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OBERBÜRGERNIIEI-6TER
 
el; (0911) 231-5091 90403 Nürnberg 
ax: (0911) 231·2930 
ruene@stadt.nuernberg.de 

uS; Linie 36. 46.47 (Rathaus) 
-Bahn: Linie 1 (Lorenzkirche) 

Nürnberg, den 27.8.2009Starterklassen 

Sehr geehrter Herr Oberborgermeister, 

im März 2009 wurde angekOndigt. dass in Nürnberg sogenannte "Starterklassen" 
eingerichtet werden sollen, Mit verstärkter Einbindung ider Eltern ist das Ziel "mehr 
Sprachförderung. Verbesserung der Motorik, aber auch die Vermittlung von Kenntnissen 
überandere Kulturkreise", Der Aufbau dieser Klassen sollte vom Freistaat finanzJell 
unterstützt werden. 

Bereits im Juli 2005 war die "StarterkJasse" Thema im ~chulausschuss mit einem Beschluss 
zur Hinwirkung bei der Staatsregierung auf die Einrichtung eines Modellversuches (siehe 
Anlage). I 

Wir bitten um einen Bericht im SChulausschuss und in derintegrationskommission: 

Welches Ergebnis haben die Verhandlungen mit ellern Freistaat gebracht? Werden an 
Nürnberger Schulen und/oder Kindertagesstätten "Stsrterklassen" eingerichtet und wenn ja, 
an welchen? Welches Konzept liegt der "Starterklasset zugrunde? 

I 

Mit freundlichen GrOßen 

Elke Leo 

www.gruene.rathaus.nuernberg.de 

mailto:ruene@stadt.nuernberg.de
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Modellversuch t,Starte~Jda.s$e·· I· 
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hier:	 [)ringlichkeitsantrag de, CSU-Stldtra1fraktian VQm 21.07,05 
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de.ß Sohulau:S$Ch~ __ 

I 
vom 21. Juli 2005 
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.. ö'ffentticher Tin M. 
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L	 Die Ve!WSiltung wird beauftragt. inl dem F~eislaal Bayern / $t.iat$rt\jn~(iri\,lm 
fOr UnteniChtÜt'ld Kultus in Vemandlunge~ ZJJ treten,- um. ln.der Stadt NOm­
bers einen ModeHwl'such einer "S~arterlda$ee" fUr Vo~chullcind(Y clmicnt~n 
:zu können. 

Der Referent DIe SC:hr1ftfUhrert:"l 

~.J~.~~ 
Or. Walz	 S;hleCer 
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SchulbOrgermeister Klemens Gsell will besseren Unterricht fOt Migrantenkinder 
I 

«Starterklassen» sollen das Verständnis füreinander förd~rn 

! 

Schulbürgermeister Klemens Gsell will die Entwicklung.sdefili~e vor allem von Migrantenkindern durch die
 
Ausweitung des Förderunterrichts ein StOck weit beheben. !
 

In einem Gesprach mit der NZ kündigte er an, dass die Deutsd;h-160-Kurse ausgebaut werden sollen. Statt
 
bislang 180 Stunden Deutschunterricht gibt es kOnftig in bestir'rmen Klassen 240 Stunden. «.Vor der
 
Einschulung oder im ersten Schuljahr», sagte Gsell. Mit «Star1erklassen» sollen die Kinder besser an die
 
Schule herangeführt werden. Dabei werden auch die Eltern \I~rstarkt eingebunden.
 

, 

«Ziel ist mehr Sprachförderung, Verbesserung der Motorik, ab~r auch die Vermittlung VOn Kenntnissen über
 
andere Kulturkreise», forderte Gsell, Kinder mit einem russisc~en Migrationshintergrund wussten zu wenig
 
Ober den Ramadan turkischer Kinder. Diese wiederum Muten oft wenig Ahnung von Weihnachten.
 
Zusammen saßen sie dann aber in einer Schulklasse. «Nachd'l:!m die Kinder aber keine gemeinsame Kultur
 
haben, müssten sie mehr über die landsmannschaftlichen Unterschiede wissen», so der SChulborgermeister.
 
Mehr Wissen und ein besseres Sprachvermögen könnte das ~ugehörigkeitsgefühl der Kinder zu ihren
 
Klassen stärken.
 

I 

«Wer sich versteht. fOhlt sich auch in der Schule wOhler. Wer gern in die SChule gehen soll, muss Sich auch
 
zugehörig fOhlen. Manchmal habe ich das GefOhl, dass wir diei;Schule organisieren, ohne an die
 
Endverbraucher, die Kinder zu denken», sagte Gsell. Bei Aufbau der Starterklassen hofft Gsell auf die
 
finanzielle Hilfe vom Freistaat. Monehen habe Interesse signaliisiert. In diesem Zusammenhang soll auch die
 
Ganztagsschule den Bedürfnissen von Schülern und Eltern angepasst werden. Der GanztagsschuJbetrieb
 
soll in echten Ganztagesschulen zusammengefasst werden. G~ell schätzt, dass bis zu 25 Prozent der
 
Schülerinnen und SchOler in eine Ganztagesschule gehen wertlen.
 

. . . 
In den Mchsten Jahren strebt das Schulreferat eine Qualitatsoffensive an den st3dtisChen Schulen an. Die
 
Stadt wird erst einmal eine genaue Evaluation durchfUhren und in diesem Rahmen sollen auch die SChüler
 
befragt werden. Ein umfangreiches Fortbildungsprogramm fur lehrer soll dann den Verbesserungsprozess
 
in den Schulen anstoßen. .
 

Große Probleme werden der Stadt die Zunahme der Schülerzahlen bereiten, weil Raume fehlen. «Bislang
 
stopfen wir mit Containern nur Löcher», sagte Gsell. Der Beda" liege bei einem neuen Gymnasium, einer
 
erweiterten Realschule und auch an den HauptschUlen würdenldurch die M-Zweige Schulräume fehlen. Was
 
an Raumen frei wird, brauche die Ganztagesschule. Auch sei d!ie Versorgung der Schulen mit
 
SchulsporthaUen völlig unzureichend. über zehn EinzeihaUen fehlen, so Gsell: «Nürnbergs Sportfltlchen
 
entsprechen nicht den Schulbaurichtlinien.»
 

Teuer dUrfte auch die verstarkte Integration von SchOler mit erhöhtem Förderbedarf in «normale» Klassen
 
werden, über die es in den vergangenen Monaten heftige Auseinandersetzungen gegeben hat. «Selbst
 
wenn wir diese Integration politisch wollen, ginge es nur selten, Idenn die Schulhäuser sind in der Regel
 

. dafOr nicht geeigneb, sagte Gsell. Es fehle vor allem an AUfzugen, Woher das ganze Geld für die 
Baumaßnahmen und Verbesserungen im Schulbereich kommen soll, weiß auch er nicht «Das kostet einen 
dreisteIligen Millionenbetrag. Der Schulbereich muss aber offen~iv seine Anspruche vertreten.»·Der 
Schulbürgermeister hofft dabei auf Unterstützung von Kämmer~r Harald Riede!. 

Politischen Arger dürfte es allerdings mit Gsells Vorschlag gebEIn, zu den drei Schulämtern zurOckzukehren.
 
«Angesichts des riesigen sozialen Sprengstoffs in den Haupt- urtd Förderschulen kann ein Amt den
 
Gymnasialbereich nicht einfach mitmachen», sagte Gsel!. Es w~rden immer mehr Fälle von verwahrlosten
 
Kindern festgestellt. .
 

Nachdem der Leiter des Amts fOr Volksschulen, Manfred Schreiner, Ende Marz in den Ruhestand geht,
 
sollten Volks- und Förderschulen sowie Realschulen und Gymn~sien in einem Amt für Allgemeine Schulen
 
zusammengefasst werden. Das war ein Eiosparungsbeschluss Vor sechs Jahren. Gsell schlagt dagegen vor,
 
zum Modell mit drei Schulämtern zurOckzukehren. Der BerufscHulbereich, Volks-und Förderschulen sowie
 
Realschulen und Gymnasien sollten angesichts der unterschiedlichen Probleme eigenstandig organisiert
 
werden. Eine Serviceebene als AnlaufsteIle für Schüler und Eltarn ware den drei Schulamtern ·übergeordnet.
 
Die SPD hat aber schon einmal die Vertagung des 8eschlusse~. der für die kommende Woche im Personal·
 
und Organisationsausschuss vorgesehen war, beantragt.
 

Andre Fischer, 9.3.2009, NZ 
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